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Aufgrund der §§ 6 und 8 der Niedersächsischen Gemeinordnung (NGO) in der Fassung der Be-

kanntmachung vom 28.10.2006 (Nds. GVBI. S. 473) zuletzt geändert durch Artikel 3 des Geset-
zes vom 07.12.2006 (Nds. GVBL S. 575) hat der Rat der Gemeinde Auetal in seiner Sitzung am 

15.12.2008 folgende Satzung beschlossen: 
 

§ 1 

Allgemeines 
 

Der Wasserverband Nordschaumburg betreibt die Wasserversorgung für die Gemeinde Auetal 
als öffentliche Einrichtung zur Versorgung der Grundstücke im Gemeindegebiet mit Trink- und 
Betriebswasser.  

 
§ 2 

Versorgungsbedingungen 

 
Die Wasserversorgung erfolgt nach der Verordnung über Allgemeine Bedingungen für die Ver-

sorgung mit Wasser (AVBWasserV) vom 20. Juni 1980 (BGBl. I S. 750) und den ergänzenden 
Bedingungen des Wasserverbandes Nordschaumburg. 
 

§ 3 
Grundstücksbegriff - Grundstückseigentümer 

 
(1) Grundstück im Sinne dieser Satzung ist grundsätzlich das Grundstück im bürgerlich-
rechtlichem Sinne. Mehrere selbständig nicht baulich oder gewerblich nutzbare Grundstücke 

gelten als ein Grundstück, wenn die Eigentümer identisch sind, die Grundstücke aneinander-
grenzen und sie nur in ihrer Gesamtheit baulich oder gewerblich nutzbar sind. 
 

(2) Die in dieser Satzung für Grundstückseigentümer erlassenen Vorschriften gelten auch für 
Erbbauberechtigte oder ähnlich zur Nutzung eines Grundstücks dinglich Berechtigte. Von meh-

reren dinglich Berechtigten ist jeder berechtigt und verpflichtet. Sie haften als Gesamtschuldner. 
 

§ 4 

Anschluss- und Benutzungsrecht 
 

(1) Jeder Eigentümer eines im Gebiet der Gemeinde Auetal liegenden Grundstücks ist berech-
tigt, den Anschluss seines Grundstücks an die Wasserversorgungsanlage und die Belieferung 
mit Trink- und Betriebswasser nach Maßgabe der Satzung zu verlangen. 

 
(2) Das Anschluss- und Benutzungsrecht erstreckt sich nur auf solche Grundstücke, die durch 
eine Versorgungsleitung erschlossen werden. Die Grundstückseigentümer können nicht verlan-

gen, dass eine neue Versorgungsleitung hergestellt oder eine bestehende Versorgungsleitung 
geändert wird. 

 
(3) Der Anschluss eines Grundstückes an eine bestehende Versorgungsleitung kann versagt 
werden, wenn die Wasserversorgung wegen der Lage des Grundstückes oder aus sonstigen 
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technischen oder betrieblichen Gründen der Gemeinde erhebliche Schwierigkeiten oder beson-

dere Maßnahmen erfordert. 
 

(4) Das Anschluss- und Benutzungsrecht besteht auch in den Fällen der Absätze 2 und 3, sofern 
der Grundstückseigentümer sich verpflichtet, die mit dem Bau und Betrieb zusammenhängen-
den Mehrkosten zu übernehmen und auf Verlangen Sicherheit zu leisten. 

 
§ 5 

Anschlusszwang 
 
(1) Die Eigentümer von Grundstücken, auf denen Wasser verbraucht wird, sind verpflichtet, 

diese Grundstücke an die öffentliche Wasserversorgungsanlage anzuschließen, wenn sie an ei-
ne(n) öffentliche(n) Straße, Weg oder Platz mit einer betriebsfertigen Versorgungsleitung gren-

zen oder ihren unmittelbaren Zugang zu einer solchen Straße durch einen Privatweg haben. 
Befinden sich auf einem Grundstück mehrere Gebäude zum dauernden Aufenthalt von Men-
schen, so ist jedes Gebäude anzuschließen. 

 
§ 6 

Befreiung vom Anschlusszwang 

 
Von der Verpflichtung zum Anschluss wird der Grundstückseigentümer auf Antrag befreit, wenn 

der Anschluss ihm aus besonderen Gründen auch unter Berücksichtigung der Erfordernisse des 
Gemeinwohls nicht zugemutet werden kann. Der Antrag auf Befreiung ist unter Angabe der 
Gründe schriftlich bei der Gemeinde einzureichen. 

 
§ 7 

Benutzungszwang 
 
Auf Grundstücke, die an die öffentliche Wasserversorgungsanlage angeschlossen sind, ist der 

gesamte Bedarf an Wasser im Rahmen des Benutzungsrechtes ausschließlich aus dieser Anlage 
zu decken (Benutzungszwang). 
Verpflichtet sind die Grundstückseigentümer und alle Benutzer der Grundstücke. 

 
§ 8 

Befreiung vom Benutzungszwang 
 
(1) Von der Verpflichtung zur Benutzung wird der Grundstückseigentümer auf Antrag ganz oder 

teilweise befreit, wenn die Benutzung ihm aus besonderen Gründen auch unter Berücksichti-
gung der Erfordernisse des Gemeinwohls nicht zugemutet werden kann. Näheres regelt der § 3 

AVBWasserV. 
 

§ 9 

Ordnungswidrigkeiten, Zwangsmittel 
 

(1) Ordnungswidrig im Sinne von § 6 Abs.2 (NGO) handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig ei-
nem Gebot oder Verbot dieser Satzung oder einer aufgrund dieser Satzung ergangenen voll-
ziehbaren Anordnung zuwiderhandelt. Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu 

5.000,-- € geahndet werden. 
 
(2) Daneben können Zwangsmittel nach Maßgabe des Niedersächsischen Gefahrenabwehrge-

setzes in der jeweils geltenden Fassung angewendet werden. 
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§10 

Inkrafttreten 
 

(1) Diese Satzung tritt am 01.01.2009 in Kraft. 
 
(2) Gleichzeitig treten die Wasserversorgungssatzung in der Fassung der 4. Änderungssatzung 

vom 12.12.2005 und die Wasserabgabensatzung in der Fassung der 9. Änderungssatzung vom 
22.09.2008 außer Kraft. 

 
Auetal, den 16.12.2008 
 

Gemeinde Auetal 
Thomas Priemer 

  Bürgermeister  


